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Werden im Land Bremen neue Wege bei der Beratung von Gewaltbetroffenen 
sowie der Täterarbeit beschritten?  
 
Anfrage der Abgeordneten Gökhan Akkamis, Thore Schäck und Fraktion der 
FDP 
 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Welche konkreten Vorgaben plant der Senat unter Berücksichtigung des Landes-
aktionsplans Istanbul-Konvention bei der Neuausschreibung der Beratung von Be-
troffenen geschlechterspezifischer Gewalt sowie der Täterarbeit und wie wird sich 
das Auswahlgremium zur Bewertung der Konzepte zusammensetzen? 
 
2. Über welche Qualifikation und Kompetenzen hat eine Erstberatungsstelle nach 
Ansicht des Senats zu verfügen, insbesondere unter Beachtung der Istanbul-Kon-
vention und des kürzlich verabschiedeten Gewalthilfegesetzes? 
 
3. Welches Risiko sieht der Senat, dass bei Nichteinhaltung anerkannter Standards 
durch eine Erstberatungsstelle das Vertrauen in die Institution sinken und die Dunkel-
ziffer steigen kann? 
 
 
Zu Frage 1: 
Der Senat plant, sich in der Ausschreibung auf folgende Bausteine zu beziehen: 

1. ein proaktives Beratungsangebot für Betroffene von Partnerschaftsgewalt 
zur Verfügung zu stellen, das an den bundesweit anerkannten Standards 
des Bundesverbands Frauenberatungsstellen und Frauennotrufe, kurz bff, 
ausgerichtet ist und auch so genannten Selbstmelder*innen zur Verfügung 
steht, 

2. ein proaktives Angebot für Täter*innen zur Verfügung zu stellen, das an 
den Standards der Bundesarbeitsgemeinschaft „Täterarbeit Häusliche Ge-
walt e. V.“ ausgerichtet ist, 

3. jeweils entsprechende Fortbildungsangebote zu Partnerschaftsge-
walt/häuslicher Gewalt für Fachkräfte anderer Institutionen zur Verfügung 
zu stellen. 

Des Weiteren werden die Anforderungen der allgemeinen Verpflichtungen aus Artikel 
18, Absatz 3 und 4 der Istanbul-Konvention zu erfüllen sein. 
Das Auswahlgremium wird aus Vertreter*innen der Senatorin für Gesundheit, Frauen 
und Verbraucherschutz, der Bremischen Zentralstelle für die Verwirklichung der 
Gleichberechtigung der Frau, der Senatorin für Arbeit, Soziales, Jugend und Integra-
tion, der Senatorin für Justiz und Verfassung sowie des Senators für Inneres und 
Sport bestehen. Die Hinzuziehung von externer Expertise ist derzeit noch in der Prü-
fung. 
 
Zu Frage 2: 
Im „Gesetz zur Sicherung des Zugangs zu Schutz und Beratung bei geschlechtsspe-
zifischer und häuslicher Gewalt“ (Gewalthilfegesetz) sind unterschiedliche Vorgaben 
für das Hilfesystem verankert. Exemplarisch sei hier der Beratungsanspruch in § 3 
Absatz 3 zitiert: „Der Anspruch auf fachliche Beratung umfasst Beratung und Unter-
stützung der gewaltbetroffenen Person insbesondere zur kurz- oder langfristigen Be-
wältigung der Gewaltsituation sowie zur Überwindung und Verarbeitung der Gewalt-
erfahrung.“ 



 

 

Nach den Standards für Fachberatungsstellen des bff verfolgen die Beratungsstellen 
einen parteilichen und gesellschaftskritischen Ansatz, der sich aus der Analyse ge-
sellschaftlicher Machtverhältnisse ableitet. Wenngleich Einschätzung und Bewälti-
gungsprozesse einer Gewalttat individuell unterschiedlich sind, ist Gewalt nicht (nur) 
als persönliches Problem, sondern immer im gesellschaftlichen Kontext zu betrach-
ten.  
In der Beratung und Unterstützung steht das individuelle Erleben der Betroffenen im 
Mittelpunkt. Parteilichkeit ist dabei nicht mit unkritischer Parteinahme zu verwech-
seln. Ziel parteilicher Unterstützung ist es, die Handlungsfähigkeit und Selbstbestim-
mung der Betroffenen zu stärken. 
Parteilichkeit bedeutet auch, Unrecht zu benennen und sich gegen Gewalt und Dis-
kriminierung zu positionieren. Die Verantwortung für die Gewalttat liegt beim Täter 
bzw. der tatausübenden Person. Diese Verantwortungszuweisung ist eindeutig, ohne 
Betroffene zu idealisieren oder Täter*innen zu dämonisieren. Parteilichkeit kann auch 
bedeuten, gewalttätige bzw. grenzverletzende Anteile oder Verhaltensweisen von 
Betroffenen zu benennen, zu begrenzen und – soweit möglich – gemeinsam mit den 
Betroffenen zu bearbeiten. In einigen Fällen kann auch eine Weiterverweisung oder 
Beendigung der Beratung durch die Fachberatungsstelle erforderlich sein. 
Außerdem stellen Beratungsstellen sicher, dass individuelle Schutzbedürfnisse und 
geschlechtsspezifische Bedarfe berücksichtigt werden. Die Zurückgewinnung von 
Autonomie und Kontrolle bzw. die Stärkung von Selbstwirksamkeit sind deshalb für 
die Betroffenen existenziell wichtig. Deshalb ist die Zusicherung der Selbstbestim-
mung im Bewältigungsprozess besonders relevant. Selbstbestimmung bezieht sich 
auf die Kontaktaufnahme zur Einrichtung, eine mögliche Anonymität im Beratungs-
kontakt, die Kontrolle über eine Weitergabe von Informationen, die Gestaltung der 
Beratung und der Beratungsinhalte sowie Transparenz des Vorgehens. 
Die Bundesstandards zur Täterarbeit der Bundesarbeitsgemeinschaft Täterarbeit ma-
chen dezidierte Vorgaben zu Vernetzung und Kooperation, dem durchzuführenden 
Täterprogramm, Datenschutz und Schweigepflicht, dem Personal sowie institutionel-
len Rahmenbedingungen. 
 
Zu Frage 3: 
Der Senat sieht das Risiko, dass gewaltbetroffene Personen, zu einem sehr hohen 
Anteil Frauen, durch nicht für sie passende Beratungskonzepte von einer Inan-
spruchnahme dieses wichtigen Angebots absehen. Die Istanbul-Konvention gibt je-
doch vor, dass die Rechte des Opfers in den Mittelpunkt aller Maßnahmen gestellt 
werden. Dies soll über die aktualisierte Ausschreibung der Angebote gewährleistet 
werden. 


